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Stellungnahme des BUND Landesverband Sachsen e.V. zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 11 
„Schwarzer Weg" der Stadt Trebsen 

1. Vorbemerkung 

Der BUND Landesverband Sachsen e.V. ist als anerkannter Naturschutzverband nach § 3 UmwRG i.V.m. 
§ 29 BNatSchG zur Stellungnahme berechtigt und nimmt die Gelegenheit zur Beteiligung gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB wahr. 

Der BUND begrüßt den planungsrechtlichen Ansatz, die seit Jahren brachliegenden Flächen eines ehe-
maligen LPG-Standortes einer geordneten Nutzung zuzuführen. Die Reaktivierung baulich vorbelasteter 
und großflächig versiegelter Flächen entspricht dem Ziel Z 2.2.1.7 des Landesentwicklungsplans 
Sachsen 2013 sowie dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden nach § 1a Abs. 2 
BauGB. Diese Ausgangslage wird als legitime Planungsgrundlage anerkannt. 

Die nachfolgende Stellungnahme beschränkt sich auf Aspekte, bei denen aus Sicht des BUND natur-
schutzrechtlicher Klärungsbedarf besteht oder die Abwägung aus den vorliegenden Unterlagen nicht 
abschließend nachvollzogen werden kann. Sie versteht sich als konstruktiver Beitrag, der die Planung 
nicht grundsätzlich in Frage stellt, wohl aber auf spezifische Konfliktlagen hinweist, die einer vertieften 
Auseinandersetzung bedürfen. 

Dem Entwurf wird mit den nachfolgend aufgeführten Empfehlungen zugestimmt. 

2. Zur Lage des Plangebietes in Bezug auf das Flächennaturdenkmal „Lindendamm am Gabelteich" 

2.1 Sachverhalt 

Das Plangebiet grenzt im Westen in einem Abstand von ca. 25 m an das Flächennaturdenkmal (FND) 
„Lindendamm am Gabelteich" (Großer Gabelteich) an. Das FND ist nach § 28 BNatSchG i.V.m. den ein-
schlägigen landesrechtlichen Vorschriften geschützt. Unmittelbar am Großen und Kleinen Gabelteich 
brüten nach den Feststellungen des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags (AFB, BioCart, September 
2025) u.a. Rohrweihe, Eisvogel, Teichralle, Blässhuhn und Röhrichtbrüter. Die Rohrweihe brütete mit 
einem Paar am Kleinen Gabelteich, ca. 350 m westlich des Plangebietes. 

Im Vorentwurfsverfahren hatte das Landratsamt Leipzig (SG Natur- und Landschaftsschutz, Stellung-
nahme vom 22.12.2022) dem Bebauungsplan ausdrücklich nicht zugestimmt und darauf hingewiesen, 
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dass eine Bebauung der unmittelbar an das FND angrenzenden Flächen angesichts der Störungsemp-
findlichkeit der dort lebenden Tierarten einer Entwertung des FND gleichkomme. 

2.2 Bewertung der Entwurfsanpassung 

Im vorliegenden Entwurf ist die unmittelbare Baufensterfestsetzung innerhalb des regionalplanerischen 
Vorranggebietes Arten- und Biotopschutz entfallen; private Gartennutzung soll nach Abstimmung mit 
dem Regionalen Planungsverband als vereinbar gelten. Die Bebauung halte damit einen Mindestabstand 
von 50 m zum geschützten Biotop ein. 

Der BUND erkennt diese Anpassung als Schritt in die richtige Richtung an, sieht aber folgenden Klä-
rungsbedarf: 

a) Dauerstörung durch Wohnnutzung  
Wohngebiete erzeugen neben der Bauphasenbelastung eine dauerhafte betriebsbedingte Störkulisse: 
Freizeitaktivitäten, frei laufende Hunde und Katzen, nächtliche Lichtimmissionen sowie eine erhöhte all-
gemeine Präsenz von Menschen in unmittelbarer FND-Nähe. Diese Wirkungen sind in ihrer Intensität 
qualitativ verschieden von der bisherigen Nutzung (brach gefallene Ställe mit geringer Frequentierung) 
und entfalten sich dauerhaft. Aus Sicht des BUND ist in der Abwägung nachvollziehbar darzulegen, 
warum die vorgesehenen Festsetzungen (insbesondere zur Beleuchtung: TF H 1, VAFB3, VAFB4) diese 
Dauerwirkung hinreichend minimieren können. 

b) Gartennutzung innerhalb des Vorranggebietes  
Die Festlegung von Vorranggebieten Arten- und Biotopschutz im Regionalplan Leipzig-Westsachsen hat 
gemäß § 8 Abs. 7 ROG i.V.m. § 4 Abs. 1 ROG Zielcharakter. Der BUND bittet um Darlegung, auf welcher 
rechtlichen Grundlage private Gartennutzung innerhalb des Vorranggebietes als raumordnungsrechtlich 
vereinbar eingestuft wurde, und ob diese Einschätzung mit dem Regionalen Planungsverband schriftlich 
dokumentiert ist. Eine formelle Zielabweichungsentscheidung nach § 6 Abs. 2 ROG wäre zu prüfen, 
sofern die Nutzung dem Vorrangziel entgegensteht. 

3. Artenschutz: Rauchschwalbe und Neuntöter 

3.1 Sachverhalt 

Der AFB weist für das Plangebiet 11 Brutpaare der Rauchschwalbe (Hirundo rustica; Rote Liste Sachsen: 
gefährdet) und 2 Brutpaare des Neuntöters (Lanius collurio; Anhang I EU-Vogelschutz-RL) nach. Alle 
Rauchschwalben-Brutpaare nisteten in den Gebäuden der ehemaligen LPG, deren Abriss mit dem Vor-
haben verbunden ist. 

Als CEF-Maßnahme (CEFAFB1) sieht der AFB die Anlage von Nisthilfen für die Rauchschwalbe vor. Für 
den Neuntöter sind Ausgleichsmaßnahmen über Gehölzpflanzungen (M1, M2) geplant. 

3.2 Bewertung 

Rauchschwalbe — CEF-Maßnahme:  
CEF-Maßnahmen für gebäudebrütende Arten in Form von Nisthilfen sind grundsätzlich fachlich aner-
kannt. Die Funktionssicherung ist jedoch an strenge Voraussetzungen geknüpft: Die Nisthilfen müssen 
in ausreichender Zahl und an geeignetem Standort vor dem Abriss der betroffenen Gebäude errichtet 
und von der Art angenommen sein. Der BUND bittet um Darlegung, durch welche Festsetzungen oder 
vertraglichen Regelungen die rechtzeitige Umsetzung der CEF-Maßnahme und deren Funktionskontrolle 
(Monitoring) planungsrechtlich gesichert werden. Eine bloße Beschreibung im AFB ohne Vollzugssiche-
rung im B-Plan oder einem städtebaulichen Vertrag genügt den Anforderungen des § 44 Abs. 5 
BNatSchG nach der einschlägigen Rechtsprechung nicht (vgl. BVerwG, Urt. v. 09.07.2008, Az. 9 A 14.07). 
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Neuntöter: 
Der Neuntöter ist auf strukturreiche Hecken und dornige Großsträucher als Bruthabitat angewiesen. Die 
Maßnahmenfläche M1 mit Strauchpflanzungen gemäß TF 8.3 kann langfristig geeignetes Habitat schaf-
fen, ist aber kurzfristig nach Pflanzung nicht bruttauglich. Der BUND bittet um Klärung, wie die ökologi-
sche Funktionalität der betroffenen Bruthabitate im Sinne des § 44 Abs. 5 BNatSchG ohne zeitliche 
Lücke gewährleistet werden soll, und ob die Maßnahmenfläche M1 vor Beginn der Baumaßnahmen eine 
ausreichende Strukturqualität aufweisen wird. 

4. Lichtimmissionen und Fledermäuse 

4.1 Sachverhalt 

Im AFB wurden 5 Fledermausarten als Nahrungsgäste nachgewiesen. Fortpflanzungs- oder Ruhestät-
ten im Plangebiet wurden nicht gefunden; der Große Gabelteich mit seinem Altbaumbestand dient 
jedoch mit großer Wahrscheinlichkeit als Quartierstandort. Der AFB und die Festsetzungen 
VAFB3/VAFB4 sowie der Hinweis H 1 regeln insektenfreundliche Beleuchtung und die Minimierung von 
Lichtabstrahlungen in Richtung Gabelteich. 

4.2 Bewertung 

Der BUND begrüßt, dass die Lichtthematik im Planwerk aufgegriffen wird. Der Hinweis H 1 ist jedoch 
rechtlich unverbindlich. Die Anforderungen an insektenfreundliche Beleuchtung und die Abstrahlungs-
richtung sind als textliche Festsetzungen (TF) im B-Plan zu verankern, um ihre Verbindlichkeit gegenüber 
zukünftigen Bauherren und Betreibern der Straßenbeleuchtung sicherzustellen. Soweit dies in TF 7.x 
bereits ansatzweise erfolgt, sollte geprüft werden, ob dies die Anforderungen vollständig und hinrei-
chend bestimmt erfasst. Hinweise ohne Normsetzungscharakter entfalten keine Bindungswirkung für 
private Bauherren. 

5. Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung 

5.1 Sachverhalt 

Das Plangebiet umfasst neben den überwiegend versiegelten LPG-Flächen auch eine bisher unbebaute, 
als Grünland genutzte Fläche südlich des Schwarzen Weges (ca. 100 m Breite). Die Eingriffs-Ausgleichs-
Bilanzierung (Umweltbericht, PB Hanke, Oktober 2025) setzt dieser Neuinanspruchnahme Pflanzmaß-
nahmen auf den Baugrundstücken (TF 8.1, 8.2) sowie die Maßnahmenflächen M1 und M2 entgegen. 

5.2 Bewertung 

Der BUND bittet um Darlegung, ob die Eingriffsbilanzierung die vollständige Neuversiegelung der bisher 
unbebauten Grünlandfläche — also nicht nur den Rückbau der Altversiegelung — hinreichend abbildet. 
Vorbelastungen auf einem Flurstück können Eingriffe auf einem anderen Flurstück desselben Plange-
bietes nicht kompensieren, sofern es sich um unterschiedliche Schutzgüter handelt. Insbesondere ist 
darzulegen, dass das betroffene artenarme Ansaatgrünland in seiner Funktion als Schutzgut Boden und 
Fläche vollständig bilanziert wurde, und dass die festgesetzten Kompensationsflächen eine nach der 
sächsischen Handlungsempfehlung (Arbeitshilfe A 14) nachweisliche Aufwertung gegenüber dem Aus-
gangszustand bewirken. 

6. FNP-Konformität und Parallelverfahren 

Das Plangebiet ist im derzeit gültigen Flächennutzungsplan der Stadt Trebsen als Landwirtschaftsflä-
che dargestellt. Ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen des FNP abweicht, bedarf nach § 8 Abs. 
2 BauGB grundsätzlich einer entsprechenden FNP-Grundlage. Das in der Begründung angesprochene 
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Parallelverfahren zur FNP-Änderung war zum Zeitpunkt der frühzeitigen Beteiligung noch nicht eingelei-
tet (Hinweis Landratsamt, Dezember 2022). Der BUND bittet um Mitteilung des aktuellen Verfahrens-
stands der FNP-Änderung und darum, sicherzustellen, dass Satzungsbeschluss und FNP-Änderung in 
einem rechtlich gebotenen Verhältnis stehen. 

Wir bitten um Beachtung unserer Hinweise und um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 

Landesgeschäftsführerin 


